
 

 
 
 
 
Datenschutzerklärung zur Informationspflicht nach Art. 13 DSGVO  
 
zur Verarbeitungstätigkeit „Melde- und Ausweisangelegenheiten“.  
 
Die Meldebehörde hat nach § 2 Absatz 1 Bundesmeldegesetz (BMG) personenbezogene Daten 
über die in ihrem Zuständigkeitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu registrieren, um deren 
Identität und Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. Die in den Melderegistern gespei-
cherten personenbezogenen Daten werden von der Meldebehörde genutzt, um nach Maßgabe der 
Vorschriften über Melderegisterauskünfte (§§ 44 ff. BMG) und Datenübermittlungen (§§ 33 ff. BMG) 
den berechtigten Informationsbedürfnissen sowohl nicht-öffentlicher Stellen und Privatpersonen als 
auch öffentlicher Stellen Rechnung zu tragen sowie bei der Durchführung von Aufgaben anderer 
öffentlicher Stellen mitzuwirken (§ 2 Absatz 3 BMG). Zu bestimmten Anlässen erfolgen regelmäßige 
Datenübermittlungen (§§ 36, 43 BMG; 1. und 2. Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung) an 
andere öffentliche Stellen sowie nach § 42 BMG an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften. 
Die Meldebehörde darf anderen öffentliche Stellen im Inland, öffentlich-rechtlichen Religionsgemein-
schaften und Suchdiensten aus dem Melderegister Daten übermitteln und Daten innerhalb der Ge-
meinde Rastede weitergeben, soweit dies zur Erfüllung ihrer eigenen oder in der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden Aufgaben erforderlich ist. Privatpersonen und nicht-öffentliche Stellen erhal-
ten auf Anfrage eine gebührenpflichtige Auskunft über einzelne personenbezogene Daten unter der 
Voraussetzung, dass die betroffene Person von der Meldebehörde aufgrund der Angaben des An-
tragsstellers eindeutig identifiziert werden kann.  
Wer Einzugsmeldungen nicht, nicht richtig oder verspätet abgibt, sich nicht oder verspätet abmeldet 
oder eine Mitwirkungspflicht verletzt, handelt ordnungswidrig und kann mit einer Geldbuße belegt 
werden. Gleiches gilt für die Verletzung der Ausweispflicht (§ 32 Personalausweis-Gesetz 
(PAuswG)).  
Nach dem Wegzug oder Tod des Einwohners hat die Meldebehörde alle Daten, die nicht der Fest-

stellung der Identität und dem Nachweis der Wohnung dienen sowie nicht für Wahl- und Lohnsteu-

erzwecke oder zur Durchführung von staatsangehörigkeitsrechtlichen Verfahren erforderlich sind, 

unverzüglich zu löschen. Nach Ablauf von fünf Jahren seit Wegzug oder Tod des Einwohners wer-

den die zur Erfüllung der Aufgaben der Meldebehörden gespeicherten Daten für die Dauer von 50 

Jahren aufbewahrt und durch technische und organisatorische Maßnahmen gesichert. Während die-

ser Zeit dürfen die Daten mit Ausnahme des Familiennamens und der Vornamen sowie früheren 

Namen, des Geburtsdatums, des Geburtsortes sowie bei Geburt im Ausland auch des Staates, der 

derzeitigen und früheren Anschriften, des Auszugsdatums sowie des Sterbedatums, des Sterbeor-

tes sowie bei Versterben im Ausland auch des Staates nicht mehr verarbeitet werden. Für die in § 

13 Abs. 2 Satz 3 BMG bestimmten Fälle gilt das Verbot der Verarbeitung nicht. Für bestimmte Daten 

gelten nach § 14 Absatz 2 BMG kürzere Löschungsfristen. 

 

Name und Anschrift der verantwortlichen Stelle: 

Der Verantwortliche im Sinne der Datenschutz-Grundverordnung und anderer nationaler Daten-
schutzgesetze der Mitgliedsstaaten sowie sonstiger datenschutzrechtlicher Bestimmungen ist:  
 
Gemeinde Rastede  
Der Bürgermeister  
Sophienstraße 27  
26180 Rastede  
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Datenschutzbeauftragter:  

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:  
 
Datenschutzbeauftragter der Gemeinde Rastede 
Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung 
Oldenburg Elsässer Str. 66  
26121 Oldenburg  
E-Mail: datenschutzbeauftragter@rastede.de 
 
oder an den  
Datenschutzkoordinator der Gemeinde Rastede 
Ralph Bajerke 
Fachdienst Personal und Organisation 
Baumgartenstr. 10 
26180 Rastede 
Telefon 04402/920-119 
E-Mail: bajerke@rastede.de  
 
 
Sie können gegenüber der Gemeinde Rastede im Rahmen des Gesetzes folgende Rechte geltend 
machen:  
 
• Recht auf Auskunft (Art. 15 DS-GVO)  
•  Recht auf Berichtigung oder Löschung (Art. 16 und Art. 17 DS-GVO)  
•  Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DS-GVO)  
•  Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung (Art. 21 DS-GVO)  
•  Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DS-GVO)  
•  Beruht die Verarbeitung der personenbezogenen Daten auf Ihrer Einwilligung gem. Art. 6 Abs.  
 1 a) oder Artikel 9 Abs. 2 a) DS-GVO, können Sie diese jederzeit widerrufen; die Rechtmäßigkeit  
 der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung bleibt hiervon unbe- 
 rührt. 
 
Darüber hinaus können Sie sich an die Aufsichtsbehörde wenden und dort ein Beschwerderecht 
geltend machen. Die für uns zuständige Datenschutzbehörde ist: 
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstr. 5 
30159 Hannover 
Tel. 0511/120-4500,  
E-Mail: poststelle@ldi.niedersachsen.de 
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